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ABTEILUNG ELEMENTARPÄDAGOGIK, SCHULE UND GESELLSCHAFT 
Zahl: 1-3-1/00-2 (ab 1. Juli 2025) 
Erlass—30/0002 (bis 30. Juni 2025) 
intern: IIa-131.0330-1/2022 

Bregenz, am 22. Juli 2025 

 

 
 
Betreff:  Richtlinien der Vorarlberger Landesregierung über die Verga-

be von Beiträgen an Schüler und Schülerinnen zu den Kosten 
von Schulveranstaltungen 

 
Rechtliche Grundlage: Art. 17 B-VG 

 

RICHTLINIEN DER VORARLBERGER LANDESREGIERUNG ÜBER DIE VERGABE VON 

BEITRÄGEN AN SCHÜLER UND SCHÜLERINNEN ZU DEN KOSTEN VON 

SCHULVERANSTALTUNGEN 

 

§ 1 

Allgemeines 

 

Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinien Förderungen für Schüler und Schüle-

rinnen der Pflichtschulen und der berufsbildenden mittleren land- und forstwirtschaftlichen 

Fachschulen und Forstfachschulen in Vorarlberg, damit sie trotz schwieriger Einkommenssi-

tuationen ihrer Eltern an Schulveranstaltungen (z.B. Schulschiwoche, Wienwoche oder der-

gleichen) teilnehmen können. 

 

§ 2 

Förderungswerber 

 

(1) Förderungswerber/Förderungswerberinnen sind obsorgeberechtigte Personen, die 

im selben Haushalt wie der/die zu fördernde Schüler/Schülerin leben. Bei getrennt lebenden 

Eltern ist das Ansuchen von jenem Elternteil zu stellen, bei dem der Schüler/die Schülerin 

den überwiegenden Aufenthalt hat. 

(2) Im Falle von Fremdunterbringungen ist Förderungswerber/Förderungswerberin jene 

natürliche oder juristische Person, bei welcher der/die zu fördernde Schüler/Schülerin im 

Zeitpunkt der Antragstellung vorübergehend oder dauerhaft untergebracht ist. 
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§ 3 

Voraussetzungen 

 

Die Förderung wird durch das Land gewährt, wenn 

a) das Familiennettoeinkommen des Schülers/der Schülerin im Sinne des § 4 Abs. 3, 4 

und Abs. 5 förderungswürdig ist, 

b) der Förderwerber/die Förderwerberin keine Sozialleistungen gemäß dem Gesetz 

über Sozialleistungen für hilfsbedürftige Personen bezieht, 

c) der Schüler/die Schülerin eine allgemein- oder berufsbildende Pflichtschule oder eine 

berufsbildende mittlere land- und forstwirtschaftliche Fachschule bzw. Forstfach-

schule in Vorarlberg besucht, 

d) die Dauer der Schulveranstaltung mindestens vier Tage beträgt und 

e) die Gesamtkosten für die Schulveranstaltung angemessen sind und mehr als € 75,- 

betragen und 

f) das Förderansuchen bis längstens 30.6. des jeweiligen Schuljahres im Amt der Vorarl-

berger Landesregierung einlangt. 

 

§ 4 

Bemessungsgrundlage und Ausmaß der Förderung 

 

(1) Bemessungsgrundlage der Förderung ist das Familiennettoeinkommen im Monat vor 

der Antragstellung. Für selbstständig Erwerbstätige ist als Einkommensnachweis der 

letztgültige Einkommenssteuerbescheid heranzuziehen.  

 

(2) Im Falle von maßgeblichen Änderungen der Einkommenssituation kann das Familien-

nettoeinkommen in jenem Monat herangezogen werden, in dem die Schulveranstal-

tung durchgeführt wird.  

 

(3) Zum Familiennettoeinkommen zählen  

a) das/die Einkommen des Förderwerbers/der Förderwerberin,  

b) allfällige geleistete Unterhaltsbeiträge und Waisenpensionen für den Schüler/die 

Schülerin, 

c) das Einkommen des Ehepartners/der Ehepartnerin bzw. des Lebensgefährten/der 

Lebensgefährtin des Förderwerbers, der Förderwerberin, 

d) das/die Einkommen, allfällig geleistete Unterhaltsbeiträge und Waisenpensionen 

nicht selbsterhaltungsfähiger Kinder, die im selben Haushalt wie der Schüler/die 

Schülerin leben sowie 

e) die jeweils im Antragszeitpunkt aktuellen, vom Landesgericht für Zivilrechtssachen in 

Wien kundgemachten, Durchschnittsbedarfssätze an Kindesunterhalt für den Schü-

ler/die Schülerin sowie nicht selbsterhaltungsfähiger Kinder, die im selben Haushalt 

wie der Schüler/die Schülerin leben, sofern aufgrund annähernd gleichteiliger Be-

treuung der Kinder getrennter Eltern kein Geldunterhaltsanspruch gegen einen der 

Elternteile besteht Bei Vorliegen von besonders berücksichtigungswürdigen Umstän-

den kann im Einzelfall von der Hinzuzählung abgesehen werden. 
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(4) Das förderungswürdige maximale Familiennettoeinkommen (ohne Familienbeihilfe 

und Familienbonus plus) beträgt in Anlehnung an die Sozialhilferichtsätze für eine Familie 

(nicht selbsterhaltungsfähige Kinder und die im Haushalt lebenden erziehungsberechtigten 

Personen einschließlich Ehepartner/Ehepartnerin bzw. Lebensgefährten/Lebensgefährtin) 

mit 
2 Personen:  €               2.262,52  
3 Personen:  €               2.680,65  
4 Personen:   €               3.070,47  
5 Personen:  €               3.537,29  
6 Personen:   €               3.919,48  
7 Personen:  €               4.105,67  
8 Personen:   €               4.291,86  
9 Personen:   €               4.435,73  
10 Personen:  €               4.579,60  
11 Personen:  €               4.723,47  
12 Personen:  €               4.867,35  

 

(5) Bei landwirtschaftlichen Betrieben ist auf die Personenanzahl im Haushalt sowie auf 

die Größe des landwirtschaftlichen Betriebs abzustellen. Je nach Größe des landwirtschaftli-

chen Betriebs können bei 

a) kleinen (bis zehn Hektar/Großvieheinheiten) Betrieben 20 bis 40 Prozent,  

b) mittleren (bis 30 Hektar/ Großvieheinheiten) Betrieben 15 bis 35 Prozent und  

c) großen (ab 30 Hektar/ Großvieheinheiten) Betrieben 10 bis 30 Prozent  

der Kosten für Schulveranstaltungen gefördert werden. Nebeneinkünfte sind angemessen zu 

berücksichtigen. 
 

(6) Je nach der Höhe der Kosten für die Schulveranstaltung und des förderungswürdigen 

Familiennettoeinkommens gemäß Abs. 4 und 5 beträgt der Unterstützungssatz für Schulver-

anstaltungen mindestens € 68,- und höchstens € 185,- pro Förderungswer-

ber/Förderungswerberin und Schulveranstaltung.  Der Unterstützungssatz ist einmal jährlich 

zu Schuljahresbeginn zu erhöhen und auf ganze Euro kaufmännisch zu runden. Als Maß zur 

Berechnung der Erhöhung dient der von der Statistik Austria monatlich verlautbarte Ver-

braucherpreisindex 2020 (Ausgangsmonat August 2023). 

 

(7) Bei einer Erhöhung der Sozialhilfe- und Wohnbedarfssätze ist das maximale Familien-

nettoeinkommen (Sozialleistung und Freibetrag) gemäß Abs. 4 einmal jährlich zu Schuljah-

resbeginn im selben Ausmaß zu erhöhen (Basis Jänner 2024).   

 

(8) Die Förderung darf nur nach Maßgabe der im Voranschlag des Landes bereitgestellten 

Mittel erfolgen und muss im Einklang mit der Widmung der betreffenden Voranschlagsstelle 

stehen. 

 

(9) Der Einsatz der Landesmittel hat nach den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaft-

lichkeit und Zweckmäßigkeit zu erfolgen. 
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§ 5 

Härtefälle 

 

Bei Vorliegen von besonders berücksichtigungswürdigen Umständen kann eine Unter-

stützung bis zum maximalen Unterstützungssatz gemäß § 4 Abs 6 zu den Kosten von Schul-

veranstaltungen gewährt werden. Die Voraussetzungen gemäß § 3 lit. b bis e bleiben hiervon 

unberührt. 

 

§ 6 

Förderungsantrag (Ansuchen) 

 

(1) Förderungen dürfen nur auf Grund schriftlicher Ansuchen gewährt werden, die spätes-

tens bis zum Ende des betreffenden Schuljahres über die jeweilige Direktion beim Amt der 

Vorarlberger Landesregierung, Abteilung Elementarpädagogik, Schule und Gesellschaft (IIa), 

eingereicht werden. In begründeten Ausnahmefällen kann der Förderwerber/die Förder-

werberin den Antrag direkt beim Amt der Vorarlberger Landesregierung einbringen.  

 

(2) Der Förderungswerber/die Förderungswerberin ist verpflichtet, im Ansuchen vollstän-

dige Angaben über beabsichtigte, laufende oder erledigte Förderungsansuchen zum gleichen 

Vorhaben bei anderen Rechtsträgern oder Dienststellen zu machen. 

 

(3) Der Förderungswerber/die Förderungswerberin hat die verbindliche Anerkennung der 

Allgemeinen Förderungsrichtlinie (AFRL) sowie die Zustimmung zur Datenverwendung bzw. 

Datenveröffentlichung gemäß § 5 AFRL zu erklären. 

 

§ 7 

Förderungszusage und Förderauszahlung 

 

(1) Die Förderungszusage hat schriftlich an den Förderungswerber/die Förderungswerbe-

rin zu erfolgen und kann Bedingungen und Auflagen enthalten. 

 

(2) In der Förderungszusage ist auszubedingen, dass der Förderungswerber/die Förde-

rungswerberin  

a) den Organen des Landes, der Rechnungshöfe sowie den Europäischen Kontrolldienst-

stellen Überprüfungen des Förderungsvorhabens durch Einsicht in die betreffenden 

Bücher, Belege und Unterlagen und durch Besichtigungen an Ort und Stelle zu gestat-

ten und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen hat und 

b) künftige Förderungsansuchen zum gleichen Vorhaben bei anderen Rechtsträgern 

oder Dienststellen der für die Gewährung der Förderung zuständigen Abteilung oder 

Dienststelle gleichzeitig mit der Antragstellung mitzuteilen hat. 

 

(3) Die Förderungszusage verliert ihre Wirksamkeit und Geldzuwendungen sind zurückzu-

zahlen, wenn 

1.  die Förderung auf Grund unrichtiger oder unvollständiger Angaben des Förderungs-

werbers/der Förderungswerberin erlangt wurde,  
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2. die geförderte Leistung aus Verschulden des Förderungswerbers/der Förderungs-

werberin nicht oder nicht rechtzeitig ausgeführt wurde oder ausgeführt wird,  

3.  die Förderung widmungswidrig verwendet wird,  

4.  Überprüfungen durch Organe des Landes verweigert oder behindert werden oder 

5.  die vorgeschriebenen Bedingungen und Auflagen aus Verschulden des Förderungs-

werbers/der Förderungswerberin nicht erfüllt werden. 

 
(4) Geldzuwendungen, die gemäß Abs. 3 zurückzuzahlen sind, sind vom Tag der Auszah-

lung an bis zur gänzlichen Rückzahlung mit dem für diesen Zeitraum geltenden Referenzzins-
satz laut aktuellster Verlautbarung der Österreichischen Nationalbank, mindestens jedoch 
mit 0,5 %, kontokorrentmäßig zu verzinsen. In die Förderungszusage ist ein entsprechender 
Hinweis aufzunehmen. 

 

(5) Die Auszahlung des Förderbetrags hat nur nach Vorlage einer von der Direktion zu un-

terfertigten Teilnahmebestätigung an den Förderungswerber/die Förderungswerberin zu 

erfolgen. 

 

(6) Wird bis zum Ende des Schuljahres keine Bestätigung über die Teilnahme des Schü-

lers/ der Schülerin an der Schulveranstaltung übermittelt, gilt das Förderansuchen als zu-

rückgezogen. 

 

§ 8 

Förderungsevidenz 

 

Die gewährten Förderungen sind bei der Abteilung IIa zentral zu erfassen. 

 

§ 9 

Kontrolle 

 

(1) Förderungen sind von der für die Gewährung der Förderung zuständigen Abteilung 

oder Dienststelle auf ihre widmungsgemäße Verwendung zu kontrollieren. Dabei ist zu 

überprüfen, ob die geförderten Maßnahmen ordnungsgemäß erbracht und die in der Förde-

rungszusage ausbedungenen Auflagen und Bedingungen erfüllt worden sind. 

 

(2) Die Kontrolle der widmungsgemäßen Verwendung der gewährten Förderungen hat 

durch Einsicht in die betreffenden Bücher, Belege und Unterlagen zu erfolgen und kann 

durch Vor-Ort-Kontrollen (Augenschein) ergänzt werden. 

 

(3) Über jede Vor-Ort-Kontrolle ist ein Bericht abzufassen, der jedenfalls folgende Anga-

ben zu enthalten hat: 

a) Datum und Ort der Kontrolle, 

b) Gegenstand der gewährten Förderung (kurze Beschreibung des geförderten Vorha-

bens), 

c) Höhe der gewährten Förderung, 
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d) Angaben darüber, was bei der Kontrolle eingesehen bzw. kontrolliert wurde (z.B. ge-

fördertes Objekt wurde eingesehen, Rechnungen wurden eingesehen und kopiert 

bzw kontrolliert, sonstige Unterlagen wurden eingesehen), 

e) allfällige Abweichungen des ausgeführten Vorhabens vom geförderten Vorhaben, 

f) allfällig festgestellte Beanstandungen einschließlich der Notwendigkeit, die Behebung 

des Mangels zu überprüfen, 

g) allfällige weitere förderungsrelevante Tatsachen, 

h) Zeitdauer der Kontrolle, 

i) Name und Unterschrift des Kontrollierenden. 

 

(4) Die Abs. 1 bis 3 sind auf Förderungen, bei denen gleichwertige Kontrollen durch ande-

re Institutionen gesichert sind, nicht anzuwenden. 

 

§ 10 

Ausnahmen (Bagatellförderungen) 

 

Nachdem es sich bei diesen Förderungen um sogenannte Bagatellförderungen (gemäß 

§ 10 AFRL sind dies Förderungen bis einschließlich € 500,- im Einzelfall) handelt, wird auf die 

Vorlage von Originalrechnungen und Originalzahlungsnachweisen sowie auf den Hinweis, 

dass sich der Förderungswerber/die Förderungswerberin strafbar macht, wenn er/sie eine 

ihm/ihr gewährte Förderung missbräuchlich verwendet, verzichtet. 

 

§ 11 

Inkrafttreten 

 

Diese Richtlinien treten mit Wirkung vom 01.09.2025 in Kraft und gelten für alle Schulver-

anstaltungen ab dem Schuljahr 2025/2026. Gleichzeitig treten die bisher geltenden Richtli-

nien außer Kraft. Förderansuchen, die sich auf die Förderung von Schulveranstaltungen im 

Schuljahr 2024/25 beziehen, sind nach den Richtlinien vom 02.04.2024 abzuschließen. 

Diese Richtlinie tritt mit Ablauf des 31.08.2030 außer Kraft. 

 

 

Die Vorarlberger Landesregierung (Beschluss vom 22.07.2025) 
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